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BAföG – ein anderes Wort für Chancengleichheit

Unser Erfolg!

Das BAföG (Bundesausbildungsförderungsgesetz) wird erhöht. Das ist ein sozialdemokratischer Erfolg, auf den wir ruhig aufmerksam machen dürfen. Im Mittelpunkt der BAföG-Änderung steht eine deutliche Erhöhung des BAföG, das die SPD nach fast einem Jahr gegen den Widerstand unseres Koalitionspartners durchsetzen konnte. Der Gesetzentwurf, den wir am Freitag beschließen werden, sieht vor, dass zum Wintersemester 2008/09 die Bedarfssätze um 10 % und die Freibeträge um 8 % erhöht werden. Der Förderungshöchstsatz steigt damit von derzeit 585 Euro auf etwa 643 Euro. Dies ist etwa auch der Bedarf, wie er im 17. BAföG-Bericht der Bundesregierung ausgewiesen ist. In Fortschreibung der positiven BAföG-Politik der rot-grünen Bundesregierung kann mit der jetzigen Novelle das BAföG ab 2008/09 wieder seiner zentralen Aufgabe besser gerecht werden, nämlich die Lebenshaltungskosten in der weiterführenden Ausbildung für junge Menschen aus sozial schwachen Familien zu decken. Da die Fördersätze in der beruflichen Aufstiegsfortbildung, dem so genannten Meister-BAföG, an das BAföG gekoppelt sind, werden diese ebenfalls entsprechend angehoben. Fast noch wichtiger als die Bedarfssätze, ist aber die erreichte Erhöhung der Freibeträge. Denn diese erhöht im Effekt die Einkommensgrenzen, bis zu denen ein BAföG-Anspruch besteht. Nach Inkrafttreten werden damit viele junge Menschen einen BAföG-Anspruch erhalten, die diesen heute nicht haben.

Gleiche Bildungschancen für jeden

Für uns ist und bleibt das BAföG das zentrale politische Mittel, um eine echte Chancengleichheit in der Bildung zu sichern. Wir wissen, dass Bildungschancen immer Lebenschancen sind, sei es als Chance zur individuellen und beruflichen Verwirklichung des Einzelnen oder auch als Grundlage für den sozialen Aufstieg.
Für die SPD ist es daher ein Skandal, was nationale wie internationale Vergleichsstudien unserem Bildungssystem wiederholt bescheinigen: In kaum einem anderen Industrieland hängt ein hoher Bildungserfolg so sehr von sozialer Herkunft, Status und Einkommen der Eltern ab, wie in Deutschland. Nach wie vor haben junge Menschen aus sozial schwachen Familien oder aus Migrantenfamilien im Vergleich deutlich geringere Bildungschancen. Wir werden nie akzeptieren, dass der Geldbeutel der Eltern über den Bildungserfolg und damit über die Zukunftschancen junger Menschen entscheidet. Bildungszugänge haben sich allein an den Möglichkeiten und den Wünschen der jungen Menschen zu richten. Das ist der Grund, weshalb die SPD sich immer für ein leistungsfähiges BAföG stark gemacht hat und dies auch in Zukunft tun wird.

Irrweg Studiengebühren

Die Einführung von Studiengebühren in einigen unionsgeführten Ländern hat die Situation insbesondere für sozial Schwache weiter verschärft. Studiengebühren bleiben eine falsche bildungspolitische Weichenstellung und schrecken von einem Studium ab. Die gegenwärtig erstmals wieder sinkende Studierendenquote ist ein Beleg für die Verunsicherung vieler junger Menschen und ihrer Angst vor Schuldenbergen nach dem Studium. Weiterhin ist eine belastbare Umsetzung der vom Bundesverfassungsgericht geforderten Sozialverträglichkeit der Studiengebühren nicht erkennbar. Weiterhin fließen die Gebühren kaum an die Studierenden in Form wahrnehmbarer Verbesserungen der Studienbedingungen zurück. Zudem haben Wirtschaft wie Länder ihre Versprechungen hinsichtlich neuer umfangreicher Stipendienangebote bisher nicht eingehalten. Für die SPD ist klar, dass Studiengebühren für das Erststudium ein Irrweg sind und weder den Studierenden noch den Hochschulen Vorteile bringen. Sie sind nur ein Weg, um sozial Benachteiligte von den überfüllten Hochschulen fernzuhalten und die Landeskassen zu entlasten.

Für mehr Fachkräfte

Soziale Selektivität unseres Bildungssystems, Studiengebühren und Studienplatzknappheit verschärfen zudem die Situation am angespannten Fachkräftemarkt. Wir bilden nicht genug hochqualifizierten Nachwuchs aus und steuern auf einen erheblichen Fachkräftemangel zu. Dies droht sich auf unsere wirtschaftliche Wettbewerbsfähigkeit negativ auszuwirken. Hauptursache ist hier neben dem demographischen Wandel und der fahrlässigen Vernachlässigung des Ausbildungsauftrages durch die Wirtschaft, aber vor allem die Tatsache, dass wir unsere eigenen Bildungspotenziale nicht voll ausschöpfen. Hier sind die zuletzt wieder sinkende Studierendenquote und die 2007 erstmals fallenden Förderzahlen im so genannten Meister-BAföG alarmierende Signale. Wir sind von dem in der Koalition vereinbarten Ziel, eine Studierendenquote von 40 % zu erreichen, noch weit entfernt. Auch aus wirtschaftlichen Gründen brauchen wir daher dringend mehr Studierende und hochqualifizierte Fachkräfte aus der beruflichen Bildung. Die Wirtschaft und die Länder bleiben nachdrücklich aufgefordert, ihren Beitrag zu leisten.
Für mehr Studierende

Angesichts der chronisch unterfinanzierten Hochschulen und der Studienplatz-knappheit haben Bund und Länder einen Hochschulpakt geschlossen. Allein der Bund wird bis 2010 insgesamt etwa 1,2 Milliarden Euro für die Hochschulen aufwenden, davon 565 Millionen Euro, um bis 2010 mindestens 90.000 zusätzliche Studienanfänger zu ermöglichen. Diesen im Hochschulpakt vereinbarten Kapazitätszuwachs hat die SPD-Bundestagsfraktion übrigens gegen die CDU/CSU durchsetzen müssen, die die gesamten Mittel lieber in die Forschungsförderung stecken wollte. Für uns ist es hingegen immer das Ziel gewesen, dass ein tragfähiges Konzept neben mehr Mitteln für mehr Studierende auch zusätzliche Studienplätze enthalten muss. Für uns gehören Hochschulpakt und BAföG zusammen. Im Übrigen war es auch die SPD, die im Zuge der Beratungen zur Föderalismusreform I das Kooperationsverbot in Artikel 91b Grundgesetz verhindert hat. Ohne diesen Einsatz wäre der Hochschulpakt verfassungsrechtlich nicht möglich.

Die wichtigsten Verbesserungen
Die BAföG-Novelle ist in mehrerer Hinsicht ein richtiges und wichtiges Signal. Neben der BAföG-Erhöhung enthält der Gesetzentwurf weitere wichtige Neuregelungen: Zunächst führt die Novelle erstmals einen Betreuungszuschlag für BAföG-Empfänger mit Kindern ein. Statt wie im Regierungsentwurf vorgesehen pauschal 113 Euro unabhängig von der Zahl der Kinder zu gewähren, werden betroffene Studierende für das erste Kind 113 Euro, für jedes weitere Kind je 85 Euro zusätzliches BAföG erhalten. Zudem schafft der Gesetzentwurf die so genannte zweisemestrige „Orientierungsphase“ zu Studienbeginn ab, in der die Förderung nur für ein Studium im Inland verwendet werden durfte. Künftig kann das BAföG nicht erst ab dem dritten, sondern bereits ab dem ersten Semester auch für ein Studium in einem der 27 Mitgliedsstaaten der EU oder der Schweiz genutzt werden. Abgerundet wird dieses Auslands-BAföG durch Vereinfachung bei den Auslandszuschüssen und Verbesserungen bei der Förderung von Auslandspraktika. Ein ganz wichtiger Fortschritt ist zudem der vorgesehene Wegfall der Mindesterwerbsdauer der Eltern von jungen Menschen mit Migrationshintergrund. Wenn sie die Zugangsvoraussetzungen erfüllen, wird sich deren BAföG-Anspruch in Zukunft wie bei den anderen Antragstellern auch, nur noch nach der Einkommenssituation der Eltern richten. Schließlich konnten wir verhindern, dass die im Regierungsentwurf zur Gegenfinanzierung noch vorgesehene Verschlechterung der Förderung des zweiten Bildungsweges – Stichwort elternunabhängige Förderung von Kollegschülerinnen und -schülern – umgesetzt wird. Es bleibt hier also bei den geltenden Regelungen, dass u. a. für ein Kollegbesuch oder für den Besuch einer Berufsoberschule auch künftig BAföG ohne Anrechnung des Elterneinkommens bezogen werden kann. Dies war ein Punkt, an dem wir gern zahlreiche kritische Hinweise aus unseren Landesverbänden aufgegriffen haben und umsetzen konnten.

Bezüglich des Zeitplans ist vorgesehen, diese Teile der Novelle, anders als die Erhöhung der Bedarfssätze und Freibeträge, nicht erst zum Wintersemester 2008/09, sondern bereits zum 1. Januar 2008 in Kraft zu setzen. Dazu muss der Bundesrat dem Gesetz spätestens am 20. Dezember 2007 zustimmen. Aufgrund der Mitfinanzierung der Länder im BAföG von 35 % ist das Gesetz zustimmungspflichtig.

Falsches Agieren der Union

Die Union hat dem Gesetzentwurf erst nach langem Widerstand zugestimmt. Wir sollten dabei nicht vergessen, dass Ministerin Schavan das BAföG im Wahlkampf 2005 noch abschaffen, dann Ende 2006 eine Erhöhung für diese Legislatur zunächst ausschließen und schließlich mit dem Haushaltsentwurf 2008 nur eine Erhöhung von 5 und 4 % hinnehmen wollte. Die Ablehnung des BAföG hat in der Union ebenfalls eine lange Tradition. Für sie in ihrem elitären Missverständnis, das einseitig allein die Begabtenförderung im Blick hat, ist und bleibt das BAföG ein Instrument der Gleich​macherei und des Sozialneids. Unter der Unionsregierung wurde das BAföG in den 80er Jahren sogar auf ein Volldarlehen umgestellt, das die Studierenden mit ihrer Angst vor Überschuldung allein gelassen hat. Unter Minister Rüttgers fand in den 90ern eine schleichende Auszehrung des BAföG statt, die zu einem direkten Rück​gang der Förderzahlen und des Mittelvolumens führte, einer regelrechten „Rüttgers-Delle“. Die letzte BAföG-Erhöhung, der die Union in Regierungsverantwortung zu​gestimmt hat, fand 1993, also vor 14 Jahren statt.

Mit uns für mehr Chancengleichheit

Es war die SPD, die diese falsche Unionspolitik beendet und umgesteuert hat. Mit der großen BAföG-Reform 2001 und 2002 hat Ministerin Edelgard Bulmahn das BAföG wieder zu einem attraktiven und leistungsfähigen Finanzierungsinstrument im Dienste der Chancengleichheit in der Bildung gemacht. Die SPD hat damals eine feste Obergrenze für den Darlehensteil von 10.000 Euro eingeführt und die BAföG-Sätze 2002 deutlich erhöht. Insbesondere die Erhöhung der Freibeträge hat vielen jungen Menschen erstmals einen BAföG-Anspruch ermöglicht. Die seit dem gestiegenen Förderzahlen und die seit dem wieder steigende Studierendenquote gaben uns recht.

Deshalb ist es nur folgerichtig, dass es auch diesmal die SPD ist, die eine einschrittige Erhöhung um den vollen Anpassungsbedarf durchgesetzt hat. Wir hatten hierbei die Unterstützung von nahezu allen Bildungs-, Wissenschafts- und Studierendenverbänden sowie der Gewerkschaften. Dafür gebührt an dieser Stelle ebenfalls ein Dank. Sie alle haben dazu beigetragen, dass die Studierenden und Schüler mit dem Wintersemester 2008/09 erstmals seit 2002 wieder deutlich mehr BAföG erhalten werden. Dafür wird allein der Bund jedes Jahr etwa 300 Millionen Euro zusätzliche Mittel bereitstellen. Auch die positive gesamtwirtschaftliche Entwicklung und die Steuermehreinnahmen haben dieses Handeln ermöglicht – aber ganz im Sinne einer gestaltenden Haushaltspolitik wissen wir, wo die Mittel für unsere Zukunft am besten einzusetzen sind, eben zur Verbesserung der Chancengleichheit in der Bildung. Für uns ist BAföG ein anderes Wort für Zukunft.
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